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Anke Schwarzer 

Die neue Flüchtlingsbewegung

Die Unterbringung und Behandlung 
von Asylsuchenden ist wieder Thema –  
in der Politik und in den Medien. Seit 
über einem Jahr kämpfen Flüchtlinge  
so hartnäckig für mehr Rechte wie 
schon lange nicht mehr, während zu-
gleich in vielen Städten Anwohner 
gegen neue Flüchtlingsunterkünfte in 
ihrer Nachbarschaft aufbegehren.

Die jüngsten Proteste der Flücht-
linge begannen im März 2012, nach-
dem sich der 29jährige Asylbewerber 
Mohammad Rahsepar in einem Würz-
burger Flüchtlingslager das Leben ge-
nommen hatte. Der Unmut entzündete 
sich nicht zufällig in Bayern, denn dort 
sind die Bedingungen für Geflüchtete 
besonders hart: Sie werden in desola-
ten Containerlagern untergebraucht, 
erhalten kein Bargeld, sondern ledig-
lich Essenspakete und Warengutschei-
ne, die sie nur in speziellen Geschäften 
einlösen können. Dazu kommen lange  
Wartezeiten bis der Asylantrag ent-
schieden ist. 

„Wir leiden unter dem langwieri-
gen, Jahre anhaltenden Prüfungspro-
zess unserer Asylanträge. Diese Unge-
wissheit und dass uns keinerlei Selbst-
ständigkeit im Alltag gewährt wird, 
wir außerdem wie Gefangene gehal-
ten werden, zermürbt uns.“ Mit diesen 
Worten kündigten einige Asylsuchen-
de aus dem Iran im März letzten Jahres 
ihren Hungerstreik an. Es folgten Pro-
testcamps in Düsseldorf, Osnabrück, 
Berlin, Nürnberg, Regensburg, Aub, 
Passau und Bamberg. 

Im September versammelten sich 
mehrere Aktivisten in Würzburg und 
liefen gemeinsam 600 Kilometer nach 
Berlin. Seit Oktober letzten Jahres 
campen sie auf dem Berliner Oranien-
platz. Im Frühjahr besuchten Flücht-

lingsaktivisten im Kleinbus Asylsu-
chende an über 25 Orten, um sie über 
die Proteste zu informieren und sie 
für die Refugees-Revolution-Demons- 
tration in Berlin zu gewinnen. Mitte  
April trafen sich Flüchtlingsfrauen zu 
einer Konferenz in Hamburg, um ihren 
selbstorganisierten Protest in den Sam-
melunterkünften zu fördern. Und unter 
dem Slogan „Lampedusa in Hamburg“ 
protestieren derzeit 300 obdachlose  
Männer aus verschiedenen westafri-
kanischen Ländern am Hamburger  
Hauptbahnhof. Die Wanderarbeiter wa- 
ren während des Krieges aus Liby-
en geflüchtet und kamen über Italien 
nach Hamburg, wo sie ein Bleiberecht 
fordern. 

Die Liste ließe sich noch lange fort-
führen, vom „International Refugee 
Tribunal“ im Juni in Berlin bis hin zu 
den jüngsten Protestmärschen in Bay-
ern oder den Hungerstreiks in Bitter-
feld, um gegen abgelegene, isolierte 
Heime vorzugehen.

Zwar ist der Protest bislang keine 
Massenbewegung, sondern eher ein 
Nebeneinander zahlreicher Initiati-
ven und Aktionen. Doch die Ziele der 
Geflüchteten sind überall gleich: Sie 
fordern einen Abschiebestopp, ins-
besondere auch der Rücküberstellun-
gen in die EU-Länder ihrer Erstein-
reise – die sogenannte Dublin-II-Ver-
ordnung schreibt vor, dass Flüchtlin-
ge nur in dem Land Asyl beantragen 
können, das sie zuerst betreten. Außer-
dem verlangen sie freie Arztwahl, Ar-
beits- und Studienerlaubnisse für alle 
Asylsuchenden, die Abschaffung der 
Residenzpflicht, der Abschiebehaft, 
der Lager und der Essenspakete sowie 
einen Anspruch auf staatlich geförder-
te Deutschkurse. 
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Während der vergangenen Jahre ha-
ben es die Kommunen hierzulande ver- 
säumt, rechtzeitig für ausreichende 
Unterkünfte für die wachsende Zahl 
der Flüchtlinge zu sorgen.  

Schon seit 2008 zeichnet sich der 
Trend zu steigenden Asylanträgen ab. 
Nach Angaben des Bundesamtes für 
Migration und Flüchtlinge (BAMF) 
haben im letzten Jahr rund 65 000 
Menschen in Deutschland Asyl bean-
tragt, dies bedeutet einen Anstieg von  
40 Prozent gegenüber dem Vorjahr. 
Auch in diesem Jahr ist die Zahl der 
Asylsuchenden weiter gewachsen. Im 
ersten Halbjahr 2013 wurden 43 016 
Asylerstanträge gestellt, im Vergleich 
zum Vorjahreszeitraum bedeutet das 
ein Plus von rund 20 000 Menschen. 

Und auch weltweit ist die Zahl der 
Flüchtlinge im vergangenen Jahr ge-
stiegen – auf über 45 Millionen. So vie-
le Flüchtlinge hat das Flüchtlingshilfs-
werk der Vereinten Nationen (UNHCR) 
seit 1994 nicht mehr gezählt. Grund für 
den Anstieg sind bewaffnete Konflik-
te wie der in Syrien. Rund zwei Millio-
nen Menschen sind bisher vor dem sy-
rischen Bürgerkrieg ins Ausland ge-
flohen, rund 700 000 allein in den klei-
nen Libanon. Nur ein Bruchteil von ih-
nen, lediglich 4000, erreichte im ers-
ten Halbjahr dieses Jahres das reiche 
Deutschland, 2012 waren es  insgesamt 
6000. Daneben kamen im ersten Halb-
jahr 2013 fast 10 000 Flüchtlinge aus 
Russland, mehrheitlich aus Tschetsche-
nien und weiteren Nordkaukasus-Re-
publiken, in denen Menschenrechts-
verletzungen, Armut und ein zuneh-
mend religiös geprägter Alltag mit ge-
waltsam durchgesetzten Verboten die 
Auswanderung befördern. Über 3000 
Menschen flohen aus Afghanistan, je-
weils um die 2000 aus Serbien, dem 
Irak und dem Iran. Zu den Haupther-
kunftsländern zählen zudem Pakistan, 
Mazedonien, Somalia und Georgien. 

Ein Teil der Flüchtlinge hat zuvor 
in Griechenland, Italien, Ungarn oder 
Polen gelebt und ist dann – anders als 
es die Dublin-II-Verordnung vorsieht –  

weiter nach Deutschland geflüchtet, 
weil hier Verwandte leben oder die 
Lebensbedingungen für Flüchtlinge 
in den Ersteinreiseländern nicht trag-
bar waren. Laut der Menschenrechts-
organisation Pro Asyl ist der durch das 
BAMF anerkannte Schutzbedarf al-
ler Flüchtlinge gestiegen. Im ersten 
Halbjahr 2013 habe das Bundesamt 
in 44,2 Prozent der Entscheidungen 
einen Schutzstatus zugesprochen, so 
Pro Asyl. 2012 habe die Quote noch bei 
35,8 Prozent gelegen.

Wachsende Ressentiments

Doch anstatt über die katastrophale 
Sicherheitslage in den Herkunftslän-
dern zu informieren und für eine Will-
kommenskultur in der Bevölkerung 
zu werben, suggeriert Bundesinnen-
minister Hans-Peter Friedrich (CSU) 
in seinen jüngsten Äußerungen, dass 
der Anstieg der Flüchtlingszahlen auf 
„asylfremde Motive“ zurückgehe.1 

Damit befördert er rassistische Res-
sentiments in der Bevölkerung, an-
statt ihnen entgegenzuwirken. Immer 
wieder protestieren Anwohner gegen 
neue Asyl-Unterkünfte. Mancherorts 
marschieren Nazis vor den Flücht-
lingsheimen auf oder stellen sich an 
die Spitze der Anwohnerproteste wie 
etwa in Berlin-Hellersdorf.2 Im Ber-
liner Bezirk Reinickendorf untersagt 
eine Eigentümergemeinschaft Flücht-
lingskindern per Anwalt und erhöh-
tem Zaun das Spielen auf dem benach-
barten Spielplatz. Der Betreiber des 
Asylheims lässt nun einen eigenen 
Spielplatz bauen – offen für alle Kinder 
der Umgebung. 

Zwar hat sich die rechtliche Situa- 
tion der Flüchtlinge, in den letzten 
Jahren etwas gebessert: Den Gebiets-
arrest für Flüchtlinge haben einige 

1	 Vgl. Zahl der Asylbewerber steigt: Minister 
Friedrich alarmiert, in: „Augsburger Allge-
meine“, 14.8.2013. 

2	 Vgl. Streit über Berliner Asylbewerberheim, 
Tagesthemen, 19.8.2013, www.youtube.com.
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Bundesländer in den letzten Jahren ge-
lockert.3 In elf der dreizehn Flächen-
staaten wurde die Bewegungsfreiheit 
von Asylsuchenden auf das Bundes-
land ausgedehnt. Bayern und Sachsen 
weiteten den Aufenthaltsbereich vom 
Landkreis auf den etwas größeren Re-
gierungsbezirk aus. Doch insgesamt 
bleibt es beim Herumdoktern an aus-
gefeilten Ausnahmeklauseln und aus-
geklügelten Gebietserweiterungen – 
und das obwohl Menschenrechtsorga-
nisationen wie Pro Asyl schon lange 
fordern, das diskriminierende Bundes-
gesetz der Residenzpflicht ganz abzu-
schaffen. Wollen Asylsuchende und 
Menschen mit einer Duldung etwa in 
ein anderes Bundesland reisen, müs-
sen sie in allen Bundesländern, die 
sie durchqueren, eine Erlaubnis bean-
tragen. In sechs Bundesländern erhe-
ben die Ausländerbehörden dafür im-
mer noch Gebühren, etwa in Bremen,  
Baden-Württemberg, Bayern und Ber-
lin. Immerhin: Berlin und Branden-
burg erteilen Dauererlaubnisse für das 
jeweilige Nachbarbundesland, eben-
so Bremen und Niedersachsen, da hier 
länderübergreifende Regelungen ge-
troffen wurden. Andere Bundesländer 
hingegen halten eisern an der Resi-
denzpflicht fest, etwa das von der SPD 
regierte Hamburg. 

Auch beim Zugang zum Arbeits-
markt gibt es einige Lockerungen: 
Aufgrund der EU-Qualifikationsricht-
linie verringert sich die Dauer des ab-
soluten Arbeitsverbots für Asylsuchen-
de und Menschen mit einer Duldung 
demnächst von einem Jahr auf neun 
Monate. Und die seit Juli geltende neu 
gefasste Beschäftigungsverordnung 
sieht vor, dass Menschen mit einem hu-
manitären Aufenthaltsstatus künftig 
generell die Beschäftigungserlaubnis 
bekommen – auch die Arbeitsagentur 
muss nicht mehr gesondert zustimmen. 

Etwas Bewegung kommt schließlich 
auch in die Frage der Deutschkurse. So 

3	 Vgl. Anke Schwarzer, Gebietsarrest im 21. 
Jahrhundert, in: „Blätter“, 12/2012, S. 13-16.

haben die Länder den Bund mit einem 
einstimmigen Beschluss der letzten In-
tegrationsministerkonferenz in Dres-
den aufgefordert, auch Asylbewerbern 
Integrationskurse anzubieten. Bislang 
sind Asylsuchende und Geduldete von 
den staatlich geförderten Deutschkur-
sen ausgeschlossen. Ob und wann eine 
Umsetzung erfolgt, ist aber noch offen.

Kampf gegen Windmühlen

Doch auch wenn sich hier und da etwas 
verändert – konkrete, umfassende Ver-
besserungen sind bisher kaum in Sicht 
und die Forderungen der Flüchtlinge 
noch lange nicht erfüllt. 

Stillstand herrscht etwa beim Asyl-
bewerberleistungsgesetz, dessen Ab-
schaffung Flüchtlingsorganisationen 
seit langem fordern. Selbst ein Jahr 
nach dem Urteil des Bundesverfas-
sungsgerichts konnte die Bundesregie-
rung keinen Gesetzentwurf vorlegen, 
der den verfassungswidrigen Zustand 
bei den Leistungen beenden würde. 
Der vorliegende Referentenentwurf 
übernimmt zwar die Beträge der vom 
Bundesverfassungsgericht im Sommer 
letzten Jahres verordneten Übergangs-
regelung, die sich am Hartz-IV-Satz 
orientiert. Allerdings sind nach wie vor 
Sachleistungen statt Bargeld vorgese-
hen, ebenfalls soll die Einweisung in 
Sammellager statt in Wohnungen wei-
terhin möglich bleiben.

Ein herber Schlag, vor allem für die 
Jugendlichen, die seit vielen Jahren 
mit einer Duldung in Deutschland le-
ben, ist die Ablehnung des bereits vom 
Bundesrat befürworteten stichtagsun-
abhängigen Bleiberechts durch den 
Bundestag Ende Juni. Damit verlän-
gern sich die Kettenduldungen mit all 
ihren Verboten und Einschränkungen 
etwa bei der Arbeitserlaubnis und der 
Bewegungsfreiheit. 

Und auch die Zeit, bis Asylanträ-
ge entschieden sind, hat sich keines-
wegs verkürzt – außer bei Antragstel-
lern aus Serbien und Mazedonien, für 
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Gesellschaft vorhandenen Stereoty-
pen deutlich entgegenwirken. Nötig ist 
dafür vor allem die Anerkennung von 
gleichen Rechten – und nicht wohlfeile 
Aufrufe zur „Toleranz“ auf bunten Pla-
katen. 

Derweil wirken die gesetzlichen Re-
gelungen jedoch vor allem ausgren-
zend und fördern so die Abwertung der 
Flüchtlinge durch Medien und Men-
schen. Dies wiederum begünstigt Ras-
sismus und rechte Gewalt. Denn diese 
Ausschlüsse hinterlassen – nicht nur 
bei den Flüchtlingen – ihre Spuren im 
Denken, Fühlen und Handeln.  

Mit den Flüchtlingsprotesten und 
dadurch, dass sich die Aktivistinnen 
und Aktivisten Rechte wie die Bewe-
gungsfreiheit nehmen, wehren sie sich 
gegen die verordnete Deklassierung, 
stärken und ermutigen sich gegensei-
tig. Sie klagen nicht nur die zukünftige 
Teilhabe an den sozialen, demokrati-
schen Rechten und materiellen Chan-
cen in der Bundesrepublik ein, sondern 
versuchen bereits heute ihre Rechte zu 
leben. 

Damit sind sie in Europa nicht al-
lein: Auch in Wien, Den Haag, Bolo-
gna, Budapest und anderen europä- 
ischen Städten veranstalten Asylsu-
chende Hungerstreiks, Demonstra-
tionen, Vernetzungskonferenzen und 
Protestcamps. Bislang allerdings han-
delt es sich nicht um gemeinsam koor-
dinierte Proteste und auch die Forde-
rungen sind je nach Land sehr unter-
schiedlich. Gemein ist allen jedoch der 
Kampf gegen ihre Ausgrenzung. 

Um die untragbare Situation der 
Flüchtlinge zu verbessern, muss die 
Politik den Flüchtlingen endlich Gehör 
schenken. Nötig ist ein grundlegendes 
Umdenken – weg von dem Gestrüpp 
aus abschreckenden Sonderregelun-
gen und hin zu einer menschenwürdi-
gen Asylpolitik. Dafür bedarf es nicht 
zuletzt auch mehr Menschen hier-
zulande, die sich für die Belange von 
Flüchtlingen überhaupt interessieren 
und sich für die Abschaffung der dis-
kriminierenden Gesetze einsetzen.

die das BAMF pauschale Ablehnungs-
Schnellverfahren vorsieht, bei denen 
laut Pro Asyl nicht unvoreingenom-
men, sorgfältig und völkerrechtskon-
form geprüft wird. 

Menschenwürde mit Rabatt

Die Palette an Sondergesetzen, die in 
Deutschland nach wie vor besteht, ist 
einer demokratischen und pluralisti-
schen Gesellschaft unwürdig. Beson-
ders das Asylbewerberleistungsgesetz, 
Kettenduldungen und das Reiseverbot 
schaffen eine Menschenwürde mit Ra-
batt. Sie durchdringen nicht nur den 
Lebensalltag von Flüchtlingen, son-
dern entziehen ihnen auch grundle-
gende Rechte. Damit verstärken sie das 
Gefühl vieler Flüchtlinge, isoliert, un-
sichtbar und Menschen zweiter Klasse 
zu sein. 

Wollen sich Flüchtlinge vernetzen, 
um gegen ihre Behandlung zu kämp-
fen, müssen sie in der Regel ihre Land-
kreise und Bundesländer verlassen. 
Angesichts der Praxis von Ausländer-
behörden, Flüchtlingen die Teilnah-
me an politischen Veranstaltungen 
zu verwehren, bedeutet die Residenz-
pflicht ein faktisches Verbot der Ver-
sammlungsfreiheit. Aber auch ande-
re Grundrechte, etwa die freie Aus-
übung der Religion, die Berufswahl, 
das Recht auf körperliche Unversehrt-
heit oder der Schutz der Ehe, werden 
durch das Reiseverbot beschnitten. 
Derzeit sind über 150 000 Menschen in 
Deutschland von diesem in der Euro-
päischen Union einzigartigen Zustand 
betroffen – nicht selten über viele Jah-
re hinweg. 

Doch die Bundesregierung ist nicht 
nur wegen des Grundgesetzes und der 
Genfer Flüchtlingskonvention in der 
Pflicht, die Bedingungen für Flücht-
linge in Deutschland zu verbessern. 
Auch als Vertragsstaat der Anti-Rassis-
mus-Konvention ist Deutschland um-
fassende Verpflichtungen eingegan-
gen. So müssen seine Behörden in der 
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